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Text 

§ 89a. Entfernung von Hindernissen. 

(1) Die Lenker von Fahrzeugen haben dafür zu sorgen, daß Steine oder andere Gegenstände, die 
unter die Räder des Fahrzeuges gelegt worden sind, um das Abrollen zu verhindern, vor der Weiterfahrt 
von der Straße entfernt werden. Kann mit einem Fahrzeug wegen einer Betriebsstörung die Fahrt nicht 
fortgesetzt werden, so hat der Lenker, wenn das Fahrzeug ein Hindernis bildet, für die eheste Entfernung 
des Fahrzeuges von der Fahrbahn zu sorgen. 

(2) Wird durch einen Gegenstand auf der Straße, insbesondere durch ein stehendes Fahrzeug, mag es 
betriebsfähig oder nicht betriebsfähig sein, durch Schutt, Baumaterial, Hausrat und dergleichen der 
Verkehr beeinträchtigt, so hat die Behörde die Entfernung des Gegenstandes ohne weiteres Verfahren zu 
veranlassen. Die Entfernung ist ferner ohne weiteres Verfahren zu veranlassen 

 a) bei einem Gegenstand, bei dem zu vermuten ist, daß sich dessen der Inhaber entledigen wollte, 
sowie bei einem ohne Kennzeichentafeln abgestellten Kraftfahrzeug oder Anhänger und 

 b) bei einem Gegenstand (Fahrzeug, Container u. dgl.), der im Bereich eines Halte- und 
Parkverbotes abgestellt ist, das aus Gründen der Sicherheit erlassen worden und durch das 
Vorschriftszeichen nach § 52 Z 13b mit einer Zusatztafel „Abschleppzone“ (§ 54 Abs. 5 lit. j) 
kundgemacht ist. 

(2a) Eine Verkehrsbeeinträchtigung im Sinne des Abs. 2 ist insbesondere gegeben, 

 a) wenn Schienenfahrzeuge nicht unbehindert fahren können, 
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 b) wenn der Lenker eines Omnibusses des Kraftfahrlinienverkehrs am Vorbeifahren oder 
Wegfahren, am Zufahren zu einer Haltestelle oder zu einer Garage oder am Befahren eines 
Fahrstreifens für Omnibusse gehindert ist, 

 c) wenn der Lenker eines sonstigen Fahrzeuges am Vorbeifahren oder Wegfahren oder am Zufahren 
zu einer Ladezone oder zu einer Garagen- oder Grundstückseinfahrt gehindert ist, 

 d) wenn ein Fahrzeug, bei dem kein Ausweis im Sinne des § 29b Abs. 4 angebracht ist, auf einem 
gemäß § 43 Abs. 1 lit. d freigehaltenen Abstellplatz abgestellt ist oder wenn der Inhaber eines 
Ausweises nach § 29b Abs. 1 oder 5 am Zufahren zu einem solchen Abstellplatz gehindert ist, 

 e) wenn Fußgänger, insbesondere auch Personen mit Kinderwagen oder Behinderte mit Rollstuhl, 
an der Benützung eines Gehsteiges, eines Gehweges oder eines Geh- und Radweges gehindert 
sind, 

 f) wenn Radfahrer an der Benützung eines Radfahrstreifens, eines Radweges oder eines Geh- und 
Radweges gehindert sind, 

 g) wenn ein Fahrzeug auf einem Schutzweg, auf einer Radfahrerüberfahrt oder entgegen den 
Bestimmungen des § 24 Abs. 1 lit. l abgestellt ist oder 

 h) wenn ein Fahrzeug, das nicht ein Omnibus ist, auf einer für Omnibusse vorbehaltenen Fläche 
(„Buszone“) abgestellt ist. 

 i) wenn der Lenker eines Taxifahrzeuges oder einer Fiakerkutsche am Zufahren zum Standplatz 
gehindert ist. 

(3) Im Falle der Unaufschiebbarkeit sind auch die Organe der Straßenaufsicht, des Straßenerhalters, 
der Feuerwehr oder eines Kraftfahrlinien- oder Eisenbahnunternehmens berechtigt, unter den im Abs. 2 
genannten Voraussetzungen die dort bezeichneten Gegenstände zu entfernen oder entfernen zu lassen. 
Dies gilt insbesondere auch bei Vorliegen der Voraussetzungen für unaufschiebbare 
Verkehrsbeschränkungen nach § 44b Abs. 1. 

(4) Von der Entfernung des Gegenstandes nach Abs. 2 und von dem Ort der Verbringung ist sowohl 
die dem Orte der bisherigen Aufstellung oder Lagerung am nächsten gelegene als auch die hiefür örtlich 
zuständige Polizeidienststelle unverzüglich zu verständigen. Von einer Entfernung des Gegenstandes 
nach Abs. 3. ist darüber hinaus die Behörde unverzüglich zu verständigen. Die Polizeidienststelle hat alle 
die Verbringung betreffenden Auskünfte zu erteilen. 

(5) Sofern der Gegenstand noch nicht übernommen worden ist, hat die Behörde innerhalb einer Frist 
von einer Woche nach dem Entfernen des Gegenstandes den Eigentümer, im Falle des Entfernen eines 
zum Verkehr zugelassenen Kraftfahrzeuges oder Anhängers jedoch den Zulassungsbesitzer, durch 
Zustellung zu eigenen Handen (§ 22 des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 – AVG, 
BGBl. Nr. 51/1991) aufzufordern, den Gegenstand innerhalb einer Frist von sechs Monaten, einen im 
letzten Satz des Abs. 2 genannten Gegenstand aber innerhalb einer Frist von zwei Monaten, gerechnet 
vom Tage der Zustellung, zu übernehmen. Kann die Person, an welche die Aufforderung zu richten wäre, 
nicht festgestellt werden, ist § 25 des Zustellgesetzes – ZustG, BGBl. Nr. 200/1982, sinngemäß 
anzuwenden. 

(6) Nach erfolglosem Ablauf der gemäß Abs. 5 gesetzten Frist geht das Eigentum am entfernten 
Gegenstand auf den Erhalter jener Straße über, von der der Gegenstand entfernt worden ist. Dieser 
Eigentumsübergang findet jedoch nicht statt, wenn 

 a) der Gegenstand zu einem Zeitpunkt aufgestellt oder gelagert worden ist, zu dem die 
Voraussetzungen zur Entfernung nach Abs. 2 oder 3 noch nicht vorlagen und dem Inhaber des 
Gegenstandes der bevorstehende Eintritt der Voraussetzungen nicht bekannt war und 

 b) die Aufstellung oder Lagerung nicht schon von Anbeginn gesetzwidrig war. 

(7) Das Entfernen und Aufbewahren des Gegenstandes erfolgt auf Kosten desjenigen, der im 
Zeitpunkt des Aufstellens oder Lagerns des Gegenstandes dessen Inhaber, bei zum Verkehr zugelassenen 
Kraftfahrzeugen oder Anhängern dessen Zulassungsbesitzer war. Die Kosten sind vom Inhaber, bei zum 
Verkehr zugelassenen Kraftfahrzeugen oder Anhängern vom Zulassungsbesitzer oder deren 
Erfüllungsgehilfen (Beauftragten) bei der Übernahme des Gegenstandes zu bezahlen. Wird der 
Gegenstand innerhalb der gemäß Abs. 5 festgesetzten Frist nicht übernommen oder die Bezahlung der 
Kosten verweigert, so sind die Kosten dem Inhaber des entfernten Gegenstandes, bei zum Verkehr 
zugelassenen Kraftfahrzeugen dem Zulassungsbesitzer mit Bescheid vorzuschreiben. Ist der Gegenstand 
widerrechtlich entzogen worden, so sind die Kosten demjenigen vorzuschreiben, der den Gegenstand 
entzogen hat. Ist der Gegenstand jedoch zu einem Zeitpunkt aufgestellt oder gelagert worden, zu dem die 
Voraussetzungen zur Entfernung nach Abs. 2 oder 3 noch nicht vorlagen, so sind die Kosten für die 
Entfernung, Aufbewahrung und Übernahme des Gegenstandes und die Gefahr der Entfernung und 
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Aufbewahrung von dem Rechtsträger zu tragen, dessen Organ die Entfernung veranlaßt hat, es sei denn, 
daß dem Inhaber der bevorstehende Eintritt der Voraussetzung bekannt war oder daß die Aufstellung oder 
Lagerung von Anbeginn gesetzwidrig war. Eine Kostenvorschreibung nach Ablauf von drei Jahren nach 
Entfernung des Gegenstandes ist unzulässig. 

(7a) Die Höhe der zu bezahlenden Kosten (Abs. 7) kann durch Verordnung in Bauschbeträgen 
(Tarifen) gestaffelt bei Fahrzeugen nach der Art, sonst nach Größe oder Gewicht der Gegenstände auf 
Grund einer Ausschreibung nach dem kostengünstigsten Angebot festgesetzt werden. Die Festsetzung ist 
derart vorzunehmen, daß die notwendigen, der Behörde aus der Entfernung und Aufbewahrung der 
Gegenstände tatsächlich erwachsenden durchschnittlichen Kosten gedeckt sind. Hiezu gehören 
insbesondere die Kosten des Einsatzes der Transportfahrzeuge, der Entlohnung des für das Entfernen 
benötigten Personals, der Amortisation der Geräte sowie der Errichtung, des Betriebes, der Erhaltung, der 
Sicherung und der Bewachung des Ortes der Aufbewahrung, wobei jedoch jene Kosten unberücksichtigt 
zu bleiben haben, die die Behörde aus dem allgemeinen Aufwand zu tragen hat. Die für die 
Aufbewahrung der Gegenstände zu entrichteten Bauschbeträge sind nach der Dauer der Verwahrung zu 
bestimmen. 

(8) Durch die Bestimmungen der Abs. 2 bis 7 werden Rechtsvorschriften über gefundene oder vom 
Eigentümer preisgegebene Sachen nicht berührt. Ist die Entsorgung einer preisgegebenen Sache 
erforderlich, so sind die Kosten hierfür vom letzten Eigentümer, im Fall eines Kraftfahrzeuges vom 
letzten Zulassungsbesitzer, zu tragen. Wird die Bezahlung der Kosten verweigert, so sind die Kosten dem 
letzten Eigentümer, im Fall eines Kraftfahrzeuges dem letzten Zulassungsbesitzer mit Bescheid 
vorzuschreiben. Ein bei der Entsorgung erzielter Gewinn ist von den Kosten in Abzug zu bringen. 

Anmerkung 

Zu dieser Bestimmung gibt es im HELP folgenden Artikel: Allgemeine Informationen zum Abschleppen 
rechtswidrig abgestellter Kfz 
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